 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7104249/2024

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter***Ri*** in der Beschwerdesache ***Bf1***,
***Bf1-Adr*** (iber die Beschwerde vom 30. Oktober 2023 gegen die Bescheide des ***FA***
a) betreffend Aufhebung gemaR § 299 BAO des am 17. August 2023 ergangenen Bescheides
hinsichtlich Einkommensteuer (Arbeitnehmerinnenveranlagung) 2022 sowie b) betreffend
Einkommensteuer (Arbeitnehmerinnenveranlagung) 2022, beide vom 4. Oktober 2023,
Steuernummer ***BF1StNr1***, zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird gemal} § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.

Der unter a) angefiihrte, angefochtene Bescheid bleibt unverandert. Der unter b) angefiihrte,
angefochtene Bescheid wird abgeandert.

Die Bemessungsgrundlagen und die Hohe der festgesetzten Abgabe sind dem Ende der
Entscheidungsgriinde zu entnehmen und bilden einen Bestandteil des Spruches dieses

Erkenntnisses.

Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach
Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang:

Die Beschwerdefiihrerin (Bf.) war im streitgegenstandlichen Jahr 2022 als Buchhalterin tatig
und bezog als solche Einklinfte aus nichtselbstandiger Arbeit.

Inihrer am 22. Februar 2023 elektronisch beim Finanzamt eingelangten Arbeitnehmerinnen-
veranlagungserklarung 2022 machte sie an Werbungskosten 1.185,00 € fiir ergonomisch
geeignetes Mobiliar fiir Home-Office bei zumindest 26 Home-Office-Tagen, 782,00 € fiir
digitale Arbeitsmittel ohne Kiirzung um ein allfélliges Home-Office-Pauschale, 794,00 € fir
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andere Arbeitsmittel sowie ein Pendlerpauschale (Gesamtjahresbetrag) von 1.808,00 €
geltend; weiters beantragte sie die Zuerkennung eines Pendlereuros (Gesamtjahresbetrag)
von 330,00 €.

Am 26. Juni 2023 erging ein Erganzungsersuchen des Finanzamtes an die Bf., in dem Kopien
der Belege, eine Kostenaufstellung der beantragten Werbungskosten nach Themen sortiert,
die Bekanntgabe des beruflichen Aufgabenbereiches der Bf. sowie die Bekanntgabe, wie die
Ausgaben mit deren Beruf zusammenhingen, abverlangt wurden. Auch die konkrete berufliche
Notwendigkeit dieser Ausgaben sollte mit dem Ergdanzungsersuchen abgeklart werden. Weiters
wurde vom Finanzamt um einen Ausdruck aus dem Pendlerrechner ersucht.

Jenes Ergidnzungsersuchen wurde von der Bf. am 28. Juni 2023 durch elektronische Ubermitt-
lung einer Pendlerrechnerabfrage vom selben Tag sowie einer Kostenaufstellung fiir die tGber
WILLHABEN erworbene Einrichtung des Home-Office (Mobiliar, digitale Gerate, Druckerpapier
und -patronen, Aktenvernichter etc.) beantwortet. Belege wurden nicht Gbermittelt. Lt. den
Ausfiihrungen der Bf. gebe es, da alle Gegenstande tiber WILLHABEN im Janner 2023 erworben
worden seien, leider keine Rechnungen.

Die Bf. sei Buchhalterin und betreue einen zugeteilten Klientenstamm. Sie nehme die Unter-
lagen fiir die Bearbeitung der Buchhaltung mit nach Hause und habe somit ein Zimmer ein-
gerichtet, das sie als Blro wahrend der Home-Office-Tage nutze. Auch Telefonate mit Klienten
wirden von zu Hause entgegengenommen und die Verbindung zum Office ***in1** sei
wahrend der Arbeitszeit notwendig. Somit habe sie die Anschaffungen wie aufgezahlt getatigt.
Der groRe Schreibtisch sei notwendig, da sie unausweichlich mit 2 PC-Bildschirmen arbeite und
dementsprechend den Platz bendtige. Der Schreibtischsessel sei ergonomisch, um Riicken-
problemen vorzubeugen. Die Regale und das Ablageboard seien fiir die Aufbewahrung der
Unterlagen/Belege und fiir die Ablage des Druckers und Modems angeschafft worden. Die
Kommode mit Schloss sei fiir vertrauliche Dokumente, die gesichert wiirden, angeschafft
worden. Die digitalen Arbeitsmittel seien ebenfalls fiir ihre Tatigkeit als Buchhalterin grund-
legend notwendig. Ihr Arbeitgeber und auch andere Forderstellen hatten zu diesen Kosten
keinen Euro beigetragen bzw. ersetzt.

Mit dem am 17. August 2023 ergangenen Einkommensteuerbescheid (Arbeitnehmerinnen-
veranlagungsbescheid) 2022 gewadhrte das Finanzamt das Pendlerpauschale und den Pendler-
euro mit den in der von der Bf. am 28. Juni 2023 (ibermittelten Pendlerrechnerabfrage
ausgewiesenen Betragen (1.356,00 € bzw. 108,00 €). Die geltend gemachten Ausgaben fiir
ergonomisch geeignetes Mobiliar fir Home-Office wurden in Hohe des in § 16 Abs. 17 7a
EStG 1988 normierten Hochstbetrages von 300,00 € pro Kalenderjahr als Werbungskosten
anerkannt; die Ubrigen Werbungskosten wurden ohne weitere inhaltliche Priifung gewahrt.

Dieser am 17. August 2023 ergangene Bescheid erwuchs in Rechtskraft.
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Im Zuge einer sog. ,,Nachbescheidkontrolle” wurden jener Bescheid und die dazu vorliegenden
Unterlagen einer neuerlichen Prifung unterzogen. Dabei kam das Finanzamt zum Ergebnis,
dass die von der Bf. (ibermittelte Kostenaufstellung als solche fiir das Kalenderjahr 2023 be-
zeichnet worden war und trotz konkreter Aufforderung keine Belege/Nachweise Gbermittelt
worden waren.

In weiterer Folge hob das Finanzamt am 4. Oktober 2023 den oa. Einkommensteuerbescheid
(Arbeitnehmerlnnenveranlagungsbescheid) 2022 vom 17. August 2023 gemaR § 299 BAO von
Amts wegen auf, da sich der Spruch dieses Bescheides als nicht richtig erwiesen habe und
erlieR am selben Tag einen den aufgehobenen Bescheid vom 17. August 2023 ersetzenden
Einkommensteuerbescheid (Arbeitnehmerinnenveranlagungsbescheid) 2022, mit dem es die
geltend gemachten Ausgaben fiir ergonomisch geeignetes Mobiliar fiir Home-Office sowie
fir digitale und andere Arbeitsmittel nicht mehr als Werbungskosten gewahrte. Begriindend
flhrte die Abgabenbehdrde aus, dass die Bf. fiir ihre als Werbungskosten beantragten Aus-
gaben keinerlei Belege und Nachweise erbracht habe, eine Aufstellung in diesem Fall nicht
ausreiche und dass nur jene Ausgaben beriicksichtigt worden seien, die im betreffenden
Veranlagungsjahr (= 2022) gezahlt worden seien. Die Aufhebung des inhaltlich rechtswidrigen
Erstbescheides werde unter Abwagung von Billigkeits- und ZweckmaRigkeitsgriinden (§ 20
BAO) verfiigt; im vorliegenden Fall (iberwiege das Interesse an der Rechtsrichtigkeit das
Interesse auf Rechtsbestandigkeit. Die steuerlichen Auswirkungen seien auch nicht bloR
geringfligig. [Anm.: Die Abgabennachforderung betrug 606,00 €.]

Gegen die angefiihrten Bescheide erhob die Bf. am 30. Oktober 2023 Beschwerde, in der

sie ausflihrte, eine Kostenaufstellung zum Erganzungsersuchen vom 26. Juni 2023 an das
Finanzamt ibermittelt zu haben. Dort habe sie auch angefiihrt, dass die Anschaffungen tber
die Plattform WILLHABEN getatigt worden seien und dies auch der Grund sei, warum sie
keinerlei Belege erbringen haben kdnnen. Trotzdem habe sie eine Kontaktaufnahme mit den
Verkaufern vorgeschlagen, um eventuell Nachweise erbringen zu kdnnen. Da seitens des
Finanzamtes nach dem Ergdanzungsersuchen ein Bescheid gefolgt sei, habe sie diese Ange-
legenheit als anerkannt und erledigt angesehen. Der Bf. sei nicht bekannt, dass es zwingend
sei, einen Kauf dieser Art ausschlieflich Gber ein offizielles Geschéft zu tatigen. Der Erwerb
Uber WILLHABEN sei auf jeden Fall fiir sie glinstiger als tGber ein offizielles Geschaft gewesen
und sie ersuche deshalb, auch diese Art von Nachweis anzuerkennen, da hier auf jeden Fall
eine ZweckmaRBigkeit vorliege. Die Anschaffungen dieser Art seien, wie bereits in der nochmals
beigelegten Aufstellung erldutert, notwendig gewesen, da sie Gberwiegend im Home-Office
tatig sei und sich von Grund auf einrichten habe mussen.

Der Beschwerde war die von der Bf. bereits am 28. Juni 2023 an das Finanzamt Ubermittelte
Kostenaufstellung, in der die Bf. ausgefiihrt hatte, dass es, da alle Gegenstande Gber WILL-
HABEN im Janner 2023 erworben worden seien, leider keine Rechnungen gebe (siehe dazu
bereits oben), beigeschlossen.
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Mit Beschwerdevorentscheidung vom 27. November 2023 wies das Finanzamt die Beschwerde
als unbegriindet ab, wogegen die Bf. am 22. Dezember 2023 einen Vorlageantrag einbrachte,
in dem sie ausfiihrte, es habe sich bei der Angabe des Jahres in der bereits Gbermittelten
Kostenaufstellung leider ein Fehler eingeschlichen. Offensichtlich deshalb, weil im Oktober
2021 ihr Dienstverhaltnis begonnen habe und nach ihrer Probezeit die Anschaffung/Ein-
richtung fiir das Home-Office-Arbeiten von ihr eingeleitet worden sei. Die Angaben zu den
Home-Office-Tagen fiir das Jahr 2022 seien bereits am lGbermittelten Lohnzettel ersichtlich und
ohne diese Anschaffung ware ein Arbeiten im Home-Office gar nicht moglich gewesen. Anbei
befinde sich die berichtigte Kostenaufstellung 2022.

Am 28. Mai 2024 erging ein weiteres Erganzungsersuchen des Finanzamtes an die Bf., mit dem
diese nochmals aufgefordert wurde, Belege, Nachweise bzw. Kontobewegungen und -ausziige
an die Abgabenbehérde zu libermitteln. Die abverlangten Unterlagen wurden abermals nicht
beigebracht; es wurde lediglich die von der Bf. bereits am 28. Juni 2023 dem Finanzamt
vorgelegte Kostenaufstellung (diesmal mit der Korrektur, dass es, da alle Gegenstande tber
WILLHABEN im Janner 2022 erworben worden seien, leider keine Rechnungen gebe) erneut
Ubersandt.

Am 13. Dezember 2024 wurde die Beschwerde dem Bundesfinanzgericht zur Entscheidung
vorgelegt. Im Bezug habenden Vorlagebericht fiihrte die belangte Behorde im Wesentlichen
aus, bei Werbungskosten sei grundsatzlich zu beachten, dass sie durch entsprechende Nach-
weise/Dokumente (Rechnungen, Fahrtenbuch etc.) belegt werden kénnten. Auch die Erklarung
fir die Arbeitnehmerlnnenveranlagung enthalte den Hinweis, dass die Belege auf Verlangen
des Finanzamtes vorgelegt werden mussten. Wenn nach Art und H6he ein Nachweis nicht
moglich sei, genlige die Glaubhaftmachung. Die Bf. flihre wiederholt aus, dass zahlreiche der

- mit Bezug auf ihre im Streitjahr zu fast 50% im Home-Office ausgelbte berufliche Tatigkeit -

getatigten Anschaffungen tiber WILLHABEN erfolgt seien.

Die Bf. sei als Buchhalterin tatig; der Grundsatz "Keine Buchung ohne Beleg", der besage, dass
keine Buchung vorgenommen werden diirfe, wenn kein entsprechender Buchungsbeleg dafr
vorhanden sei, sollte ihr bekannt sein. Schon bedingt durch ihre tagliche Arbeit diirfe daher
davon ausgegangen werden, dass der Bf. die Relevanz von Nachweisen und Belegen ebenso
bekannt sei wie das Erfordernis, fiir diese vorzusorgen. Bei Rechtsgeschéaften zwischen Privaten
ohne entsprechende Rechnung sei es am Kaufer (der die Aufwendungen steuerlich geltend
machen wolle) gelegen, den schliissigen und nachvollziehbaren Nachweis liber die getatigten
Aufwendungen sowie deren Hohe in anderer geeigneter Form zu erbringen. BloRe
Behauptungen seien dafiir nicht ausreichend.

Aufgrund der am Jahres-Lohnzettel 2022 ausgewiesenen 124 Home-Office-Tage stlinden der
Bf. Aufwendungen betreffend Home-Office mittels Home-Office-Pauschale in Hoéhe von
300,00 € zu. [Anm.: Dieses Home-Office-Pauschale wurde der Bf. sowohl im aufgehobenen
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Erstbescheid vom 17. August 2023 als auch in dem den aufgehobenen Bescheid ersetzenden
Einkommensteuerbescheid (Arbeitnehmerinnenveranlagungsbescheid) 2022 vom
4. Oktober2023 ohnehin gewahrt.]

Zusatzliche Aufwendungen betreffend Home-Office waren fiir das Streitjahr 2022 belegmaRig
nachzuweisen. Trotz mehrfacher Aufforderung seien diese Ausgaben (Home-Office-Aus-
stattung von 1.185,00 €, digitale Arbeitsmittel von 782,00 €, andere Arbeitsmittel von

794,00 €) von der Bf. weder nachgewiesen, belegt noch glaubhaft gemacht worden. Es sei
kein einziger Beleg, keine einzige Rechnung fiir 2022 Gbermittelt worden.

Die Bf. habe trotz wiederholter Aufforderung die abgabenrechtlich bedeutsamen Umstande
nicht ausreichend offengelegt. Was bei einer Abgabenerklarung zu einer vollstandigen Offen-
legung gehore, habe der Erklarungspflichtige in der Abgabenerklarung zunachst selbst nach
bestem Wissen und Gewissen, dh. nach der dufSersten, ihm nach seinen Verhéltnissen zumut-
baren Sorgfalt zu beurteilen. Objektiv setze die Vollstandigkeit die Offenlegung aller fiir eine
ordnungsgemalie Feststellung des Sachverhaltes notwendigen Tatsachen voraus.

Ua. diene die Beantwortung von Vorhalten der Offenlegung (vgl. VWGH 7.9.1990, 89/14/0261-
0263). Grenzen der Offenlegungspflicht seien die Geeignetheit, Méglichkeit, Notwendigkeit,
VerhaltnismaRigkeit und Zumutbarkeit.

Im Zuge des Veranlagungsverfahrens sei 2 Mal eine Kostenaufstellung mit der Angabe
"Anschaffung im Janner 2023", kombiniert mit der Angabe, der Erwerb sei groRteils Giber

"die Plattform WILLHABEN" erfolgt und es seien keine Belege vorhanden, Gbermittelt worden.
Dies reiche zur Glaubhaftmachung jedoch nicht aus. Diese Angaben stellten bloRe
Behauptungen dar, die zu keiner steuerlichen Absetzbarkeit der erklarten und begehrten
Aufwendungen fir Home-Office-Ausstattung, digitale Arbeitsmittel sowie andere Arbeits-
mittel fihren kdnnten.

Am Jahres-Lohnzettel 2022 schienen fiir 12 Monate Werkverkehr auf.

Im Wege der Veranlagung seien von der Bf. ein volles kleines Pendlerpauschale und ein ganzer
Pendlereuro fir die gesamte, auch den Werkverkehr einschlieBende Wegstrecke (im AusmaR
von 54 km laut Pendlerrechner) erklart worden. Die von der Bf. Gbermittelte Pendlerrechner-
abfrage mit vollem kleinen Pendlerpauschale fiir 40-60 km sei nicht korrekt. Die Abgaben-
behorde begehre eine Korrektur auf die Strecke von 16,7 km, die nicht vom Werkverkehr
(6ffentlichem Verkehr) bedient werde. Anzuerkennen sei ein groRes Pendlerpauschale fir
2-20 km.

Voraussetzung fiir ein ganzes Pendlerpauschale seien mindestens 11 Fahrten/Monat

(somit 11*12 = 132 Fahrten/Jahr). 2022 habe es It. Arbeitstagerechner (www.arbeitstage.at)
249 Arbeitstage gegeben. Davon seien It. Lohnzettel 2022 124 Tage Home-Office-Tage
gewesen. Es seien 125 Tage als Pendel-Tage verblieben. Somit sei die Voraussetzung fiir
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ein ganzes grof3es Pendlerpauschale fiir 2-20 km und fiir einen ganzen Pendlereuro fiir 16,7 km
nicht gegeben. Pendlerpauschale und Pendlereuro seien jeweils auf 2/3 zu aliquotieren.

Von der Abgabenbehdrde werde eine Verbdserung wie folgt begehrt:

1) Die Werbungskosten fiir Home-Office-Ausstattung seien nicht anzuerkennen, da sie weder
belegt noch glaubhaft gemacht, sondern nur behauptet worden seien (des Weiteren seien
sie auch nicht eindeutig dem Streitjahr zurechenbar).

2) Die Werbungkosten fir digitale Arbeitsmittel und sonstige Arbeitsmittel seien zu streichen,
da sie weder belegt noch glaubhaft gemacht, sondern nur behauptet worden seien (des
Weiteren seien sie auch nicht eindeutig dem Streitjahr zurechenbar).

3) Das Home-Office-Pauschale von 300,00 € sei anzuerkennen (124 Home-Office-Tage
It. Jahreslohnzettel 2022).

4) Das Pendlerpauschale sei auf 330,68 € zu kirzen und zu aliquotieren (2/3 groRes
Pendlerpauschale fir 2-20 km; Janner-April: 4 Monate*31,00 € und Mai-Dezember:

8 Monate*46,50 € ergibt 496,00 €*2/3) - kein Pendlerpauschale fiir Strecken des vom
Arbeitgeber zur Verfligung gestellten Werkverkehrs.

5) Der Pendlereuro sei zu kiirzen und zu aliquotieren (2/3 Pendlereuro fiir 16,7 km) auf
25,98 € (16,7*2*2/3) + (16,7*0,5*8/12*2/3).

Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
Der mit ,,1. Offenlegungs- und Wahrheitspflicht” tibertitelte § 119 BAO lautet:

»§ 119. (1) Die fur den Bestand und Umfang einer Abgabepflicht oder fir die Erlangung
abgabenrechtlicher Beglinstigungen bedeutsamen Umstande sind vom Abgabepflichtigen
nach Malgabe der Abgabenvorschriften offenzulegen. Die Offenlegung muld vollstandig
und wahrheitsgemal erfolgen.

(2) Der Offenlegung dienen insbesondere die Abgabenerklarungen, Anmeldungen, Anzeigen,
Abrechnungen und sonstige Anbringen des Abgabepflichtigen, welche die Grundlage fiir
abgabenrechtliche Feststellungen, fiir die Festsetzung der Abgaben, fiir die Freistellung von
diesen oder fir Beglinstigungen bilden oder die Berechnungsgrundlagen der nach einer
Selbstberechnung des Abgabepflichtigen zu entrichtenden Abgaben bekanntgeben.”
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§ 138 BAO weist folgenden Wortlaut auf:

»§ 138. (1) Auf Verlangen der Abgabenbehorde haben die Abgabepflichtigen und die diesen im
§ 140 gleichgestellten Personen in Erfiillung ihrer Offenlegungspflicht (§ 119) zur Beseitigung
von Zweifeln den Inhalt ihrer Anbringen zu erldutern und zu ergdanzen sowie dessen Richtigkeit
zu beweisen. Kann ihnen ein Beweis nach den Umstdanden nicht zugemutet werden, so genligt
die Glaubhaftmachung.

(2) Buicher, Aufzeichnungen, Geschaftspapiere, Schriften und Urkunden sind auf Verlangen zur
Einsicht und Prifung vorzulegen, soweit sie flir den Inhalt der Anbringen von Bedeutung sind.”

GemadR § 279 Abs. 1 2. Satz BAO ist das Verwaltungsgericht berechtigt, sowohl im Spruch als
auch hinsichtlich der Begriindung seine Anschauung an die Stelle jener der Abgabenbehorde
zu setzen und demgemal den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzudndern,
aufzuheben oder die Bescheidbeschwerde als unbegriindet abzuweisen.

§ 299 Abs. 1 und 2 BAO lautet:

»8299. (1) Die Abgabenbehdrde kann auf Antrag der Partei oder von Amts wegen einen
Bescheid der Abgabenbehoérde aufheben, wenn der Spruch des Bescheides sich als nicht
richtig erweist. [...]

(2) Mit dem aufhebenden Bescheid ist der den aufgehobenen Bescheid ersetzende Bescheid
zu verbinden. Dies gilt nur, wenn dieselbe Abgabenbehdrde zur Erlassung beider Bescheide
zustandig ist.”

§ 16 Abs. 1 EStG 1988 in der fiir das Streitjahr geltenden Fassung lautet auszugsweise:

»§ 16. (1) Werbungskosten sind die Aufwendungen oder Ausgaben zur Erwerbung, Sicherung
oder Erhaltung der Einnahmen. Aufwendungen und Ausgaben fiir den Erwerb oder Wert-
minderungen von Wirtschaftsglitern sind nur insoweit als Werbungskosten abzugsfahig, als
dies im folgenden ausdriicklich zugelassen ist. [...] Werbungskosten sind bei der Einkunftsart
abzuziehen, bei der sie erwachsen sind. Werbungskosten sind auch:

[...]

6. Ausgaben des Steuerpflichtigen fir Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstatte. Fir die
Berlicksichtigung dieser Aufwendungen gilt:

a) Diese Ausgaben sind durch den Verkehrsabsetzbetrag (§ 33 Abs. 57 1) abgegolten. Nach
Malgabe der lit. b bis j steht zusatzlich ein Pendlerpauschale sowie nach Maligabe des

§ 33 Abs. 5 Z 4 ein Pendlereuro zu. Mit dem Verkehrsabsetzbetrag, dem Pendlerpauschale

und dem Pendlereuro sind alle Ausgaben fiir Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstatte
abgegolten.

7 von 18



Seite 8 von 18

b) Wird dem Arbeitnehmer ein arbeitgebereigenes Kraftfahrzeug fiir Fahrten zwischen
Wohnung und Arbeitsstatte zur Verfligung gestellt, steht kein Pendlerpauschale zu; dies gilt
nicht wenn ein arbeitgebereigenes Fahrrad oder Elektrofahrrad zur Verfliigung gestellt wird.

c) Betragt die Entfernung zwischen Wohnung und Arbeitsstdtte mindestens 20 km und ist
die Benlitzung eines Massenbeférderungsmittels zumutbar, betragt das Pendlerpauschale:

Bei mindestens 20 km bis 40 km 696 Euro jahrlich,
bei mehr als 40 km bis 60 km 1 356 Euro jahrlich,
bei mehr als 60 km 2 016 Euro jahrlich.

d) Ist dem Arbeitnehmer die Benlitzung eines Massenbeférderungsmittels zwischen Wohnung
und Arbeitsstatte zumindest hinsichtlich der halben Entfernung nicht zumutbar, betragt das
Pendlerpauschale abweichend von lit. c:

Bei mindestens 2 km bis 20 km 372 Euro jahrlich,
bei mehr als 20 km bis 40 km 1 476 Euro jahrlich,
bei mehr als 40 km bis 60 km 2 568 Euro jahrlich,
bei mehr als 60 km 3 672 Euro jahrlich.

e) Voraussetzung fir die Bertlicksichtigung eines Pendlerpauschales gemal lit. c oder d ist, dass
der Arbeitnehmer an mindestens elf Tagen im Kalendermonat von der Wohnung zur Arbeits-
statte fahrt. Ist dies nicht der Fall gilt Folgendes:

- Fahrt der Arbeitnehmer an mindestens acht Tagen, aber an nicht mehr als zehn Tagen im
Kalendermonat von der Wohnung zur Arbeitsstatte, steht das jeweilige Pendlerpauschale
zu zwei Drittel zu. Werden Fahrtkosten als Familienheimfahrten beriicksichtigt, steht kein
Pendlerpauschale fir die Wegstrecke vom Familienwohnsitz (§ 20 Abs. 1 Z 2 lit. e) zur
Arbeitsstatte zu.

- Fahrt der Arbeitnehmer an mindestens vier Tagen, aber an nicht mehr als sieben Tagen im
Kalendermonat von der Wohnung zur Arbeitsstatte, steht das jeweilige Pendlerpauschale
zu einem Drittel zu. Werden Fahrtkosten als Familienheimfahrten beriicksichtigt, steht kein
Pendlerpauschale fir die Wegstrecke vom Familienwohnsitz (§ 20 Abs. 1 Z 2 lit. e) zur
Arbeitsstatte zu.

Einem Steuerpflichtigen steht im Kalendermonat hochstens ein Pendlerpauschale in
vollem Ausmald zu.
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f) Bei Vorliegen mehrerer Wohnsitze ist flir die Berechnung des Pendlerpauschales
entweder der zur Arbeitsstatte nachstgelegene Wohnsitz oder der Familienwohnsitz
(§ 20 Abs. 1 Z 2 lit. e) maligeblich.

g) Fiir die Inanspruchnahme des Pendlerpauschales hat der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber auf
einem amtlichen Formular eine Erklarung tber das Vorliegen der Voraussetzungen abzugeben
oder elektronisch zu Gibermitteln. Der Arbeitgeber hat die Erklarung des Arbeitnehmers zum
Lohnkonto (§ 76) zu nehmen. Anderungen der Verhiltnisse fiir die Beriicksichtigung des
Pendlerpauschales muss der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber innerhalb eines Monates melden.

h) Das Pendlerpauschale ist auch fir Feiertage sowie fiir Lohnzahlungszeitraume zu beriick-
sichtigen, in denen sich der Arbeitnehmer im Krankenstand oder Urlaub befindet.

i) Wird ein Arbeitnehmer, bei dem die Voraussetzungen fiir die Beriicksichtigung eines Pendler-
pauschales vorliegen, iberwiegend auf Kosten des Arbeitgebers gemall § 26 Z 5 befordert,
steht ihm ein Pendlerpauschale nur fir jene Wegstrecke zu, die nicht von § 26 Z 5 umfasst ist.
Erwachsen ihm fir die Beforderung im Werkverkehr Kosten, sind diese Kosten bis zur Hohe des
sich aus lit. ¢, d oder e ergebenden Betrages als Werbungskosten zu beriicksichtigen.

j) Der Bundesminister flr Finanzen wird ermachtigt, Kriterien zur Festlegung der Entfernung
und der Zumutbarkeit der Benitzung eines Massenverkehrsmittels mit Verordnung fest-
zulegen.

7. Ausgaben fiir Arbeitsmittel (zB Werkzeug und Berufskleidung). Ausgaben fiir digitale
Arbeitsmittel zur Verwendung eines in der Wohnung eingerichteten Arbeitsplatzes sind um
ein Homeoffice-Pauschale gemaR § 26 Z 9 und Werbungskosten gemafd Z 7a lit. b zu kiirzen.
Ist die Nutzungsdauer der Arbeitsmittel langer als ein Jahr, ist Z 8 anzuwenden.

7a. Ausgaben und Betrage eines Arbeitnehmers, der seine berufliche Tatigkeit in der Wohnung
(im Homeoffice) erbringt und bei dem keine Ausgaben fiir ein Arbeitszimmer gemal
§ 20 Abs. 1 Z 2 lit. d bericksichtigt werden:

a) Ausgaben fiir ergonomisch geeignetes Mobiliar (insbesondere Schreibtisch, Drehstuhl,
Beleuchtung) eines in der Wohnung eingerichteten Arbeitsplatzes bis zu insgesamt 300 Euro
(Hochstbetrag pro Kalenderjahr), wenn der Arbeitnehmer zumindest 26 Homeoffice-Tage
gemiR § 26 Z 9 lit. a im Kalenderjahr geleistet hat. Ubersteigen die Anschaffungs- oder
Herstellungskosten insgesamt den Héchstbetrag, kann der Uberschreitungsbetrag innerhalb
des Hochstbetrages jeweils ab dem Folgejahr bis zum Kalenderjahr 2023 geltend gemacht
werden. Z 8 ist nicht anzuwenden.

b) Soweit das Homeoffice-Pauschale gemal § 26 Z 9 lit. a den Hochstbetrag von drei Euro
pro Homeoffice-Tag nicht erreicht, die Differenz auf drei Euro.”
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§ 26 Z 5 EStG 1988 in der bis zum 19. Juli 2022 anzuwendenden Fassung BGBI. | Nr. 18/2021
lautet:

»,5. a) Die Beférderung des Arbeitnehmers, wenn der Arbeitgeber seine Arbeitnehmer zwischen
Wohnung und Arbeitsstatte mit Fahrzeugen in der Art eines Massenbeférderungsmittels be-
fordert oder beférdern lasst (Werkverkehr).

b) Die Ubernahme der Kosten der Wochen-, Monats- oder Jahreskarte fiir ein Massenbe-
forderungsmittel durch den Arbeitgeber fiir seine Arbeitnehmer, sofern die Karte zumindest
am Wohn- oder Arbeitsort giiltig ist.

Die Beférderung und Ubernahme der Kosten stellen steuerpflichtigen Arbeitslohn dar, wenn
diese anstelle des bisher gezahlten Arbeitslohns oder einer lGblichen Lohnerhohung geleistet
werden.”

§ 26 Z 5 EStG 1988 in der ab 20. Juli 2022 anzuwendenden Fassung BGBI. | Nr. 108/2022 weist
folgenden Wortlaut auf:

,»,5. a) Die Beférderung des Arbeitnehmers, wenn der Arbeitgeber seine Arbeitnehmer zwischen
Wohnung und Arbeitsstatte mit Fahrzeugen in der Art eines Massenbeférderungsmittels be-
fordert oder befordern lasst (Werkverkehr).

b) Die Zurverfligungstellung einer Wochen-, Monats- oder Jahreskarte fiir ein Massenbe-
forderungsmittel durch den Arbeitgeber fir seine Arbeitnehmer, sofern die Karte zumindest
am Wohn- oder Arbeitsort giltig ist. Dies gilt auch, wenn der Arbeitgeber die Kosten einer

solchen Karte zumindest teilweise Gibernimmt.

Die Beférderung und Ubernahme der Kosten stellen steuerpflichtigen Arbeitslohn dar, wenn
diese anstelle des bisher gezahlten Arbeitslohns oder einer liblichen Lohnerhéhung geleistet
werden.”

§ 26 Z 9 EStG 1988 lautet:

,9. Der Wert der digitalen Arbeitsmittel, die der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer fiir seine
berufliche Tatigkeit unentgeltlich Uberlasst, und ein Homeoffice-Pauschale nach MaRRgabe
folgender Bestimmungen:

a) Das Homeoffice-Pauschale betragt bis zu drei Euro pro Tag, an dem der Arbeitnehmer seine
berufliche Tatigkeit auf Grund einer mit dem Arbeitgeber getroffenen Vereinbarung aus-
schliefRlich in der Wohnung ausiibt (Homeoffice-Tag); es steht fiir hdchstens 100 Tage im
Kalenderjahr zu.
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b) Ubersteigt das von mehreren Arbeitgebern nicht steuerbar ausgezahlte Homeoffice-
Pauschale insgesamt den Betrag von 300 Euro pro Kalenderjahr, stellt der Gibersteigende Teil
steuerpflichtigen Arbeitslohn dar, der in der Veranlagung zu erfassen ist.”

§ 33 Abs. 5 Z 4 EStG 1988 weist folgenden Wortlaut auf:

»(5) Bei Einklinften aus einem bestehenden Dienstverhaltnis stehen folgende Absetzbetrage
zu:

[...]

4. Ein Pendlereuro in Hohe von jahrlich zwei Euro pro Kilometer der einfachen Fahrtstrecke
zwischen Wohnung und Arbeitsstatte, wenn der Arbeitnehmer Anspruch auf ein Pendler-
pauschale gemals § 16 Abs. 1 Z 6 hat. Fir die Berlicksichtigung des Pendlereuros gelten die
Bestimmungen des § 16 Abs. 1 Z 6 lit. b und lit. e bis j entsprechend.”

§ 124b Z 395 EStG 1988 lautet:

,»395. a) Zur Abgeltung der erhohten Treibstoffkosten sind im Zeitraum Mai 2022 bis Juni 2023
zusatzlich zu den Pauschbetragen gemaR § 16 Abs. 1 Z 6 lit. ¢ folgende Pauschbetrage nach
Maligabe der Bestimmungen des § 16 Abs. 1 Z 6 lit. e bis j zu berlcksichtigen:

Bei einer einfachen Fahrtstrecke von
mindestens 20 km bis 40 km 29 Euro monatlich
mehr als 40 km bis 60 km 56,50 Euro monatlich
mehr als 60 km 84 Euro monatlich

b) Zur Abgeltung der erhohten Treibstoffkosten sind im Zeitraum Mai 2022 bis Juni 2023
zusatzlich zu den Pauschbetragen gemaR § 16 Abs. 1 Z 6 lit. d folgende Pauschbetrdage nach
Malgabe der Bestimmungen des § 16 Abs. 1 Z 6 lit. e bis j zu bericksichtigen:

Bei einer einfachen Fahrtstrecke von

mindestens 2 km bis 20 km 15,50 Euro monatlich
mehr als 20 km bis 40 km 61,50 Euro monatlich
mehr als 40 km bis 60 km 107 Euro monatlich

mehr als 60 km 153 Euro monatlich
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c) Im Zeitraum Mai 2022 bis Juni 2023 steht zuséatzlich ein Pendlereuro gemaR § 33 Abs. 57 4
von 0,50 Euro monatlich pro Kilometer der einfachen Fahrtstrecke zwischen Wohnung und
Arbeitsstatte zu. Fir die Beriicksichtigung des zusatzlichen Pendlereuros gelten die
Bestimmungen des § 16 Abs. 1 Z 6 lit. b und lit. e bis j entsprechend.

d) Bei Steuerpflichtigen, die Anspruch auf ein Pendlerpauschale gemaR § 16 Abs. 1 Z 6 haben,
erhoht sich der nach § 33 Abs. 8 Z 2 errechnete und zuriickzuerstattende Betrag im Kalender-
jahr 2022 um 60 Euro und im Kalenderjahr 2023 um 40 Euro.

e) Wenn die Einkommensteuer (Lohnsteuer) durch Abzug eingehoben wird, und fiir Lohn-

zahlungszeitraume von Mai 2022 bis Juni 2023 lit. a bis ¢ noch nicht beriicksichtigt wurden,
hat der Arbeitgeber fiir seine Arbeitnehmer eine Aufrollung gemaR § 77 Abs. 3 so bald wie
moglich, jedoch spatestens bis 31. August 2022 durchzufiihren, sofern die technischen und
organisatorischen Moglichkeiten dazu vorliegen.”

Fest steht im gegenstandlichen Fall, dass die Bf. in ihrer Arbeitnehmerlnnenveranlagungs-
erklarung 2022 an Werbungskosten 1.185,00 € fiir ergonomisch geeignetes Mobiliar fur
Home-Office bei zumindest 26 Home-Office-Tagen, 782,00 € fir digitale Arbeitsmittel ohne
Kirzung um ein allfalliges Home-Office-Pauschale und 794,00 € fiir andere Arbeitsmittel
geltend gemacht hat und dass sie, obwohl sie vom Finanzamt mehrmals dazu aufgefordert
worden war (2 Ergdanzungsersuchen vom 26. Juni 2023 und 28. Mai 2024, Vorlagebericht
vom 13. Dezember 2024, dem Vorhaltscharakter zukommt (vgl. BFG 17.10.2016,
RV/7104782/2016)), diese Ausgaben bis dato weder belegmaRig nachgewiesen (es wurde
kein einziger Beleg und keine einzige Rechnung fiir 2022 Gbermittelt) noch hinreichend
glaubhaft gemacht (etwa durch Vorlage von Bezug habenden Kontoausziigen, Uberweisungs-
bestatigungen etc.) hat.

Fest steht im gegenstandlichen Fall weiters, dass auf dem Bezug habenden Lohnzettel 2022
der Bf. 124 Home-Office-Tage ausgewiesen sind und unter der do. Rubrik ,, Werkverkehr,
Anzahl Kalendermonate (§ 26 Z 5)“ deren Anzahl mit ,12“ angefihrt ist (S 25/Ruckseite,

S 26 BFG-Akt).

Nachdem das Finanzamt mit dem am 17. August 2023 ergangenen Einkommensteuerbescheid
(Arbeitnehmerlnnenveranlagungsbescheid) 2022 (Erstbescheid) die geltend gemachten Aus-
gaben flir ergonomisch geeignetes Mobiliar fir Home-Office in Hohe des in § 16 Abs. 17 7a
EStG 1988 normierten Hochstbetrages von 300,00 € pro Kalenderjahr als Werbungskosten
anerkannt sowie die Gbrigen Werbungskosten ohne weitere inhaltliche Prifung gewahrt hatte
und dieser am 17. August 2023 ergangene Erstbescheid in Rechtskraft erwachsen war, unter-
zog es im Zuge einer sog. ,,Nachbescheidkontrolle” jenen Bescheid und die dazu vorliegenden
Unterlagen einer neuerlichen Prifung und hob in weiterer Folge am 4. Oktober 2023 diesen
Bescheid gemal § 299 BAO von Amts wegen auf, da sich sein Spruch als nicht richtig erwiesen
habe. Am selben Tag erliel das Finanzamt einen den aufgehobenen Erstbescheid vom
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17. August 2023 ersetzenden Einkommensteuerbescheid (Arbeitnehmerinnenveranlagungs-
bescheid) 2022, mit dem es die geltend gemachten Ausgaben fiir ergonomisch geeignetes
Mobiliar fiir Home-Office sowie fir digitale und andere Arbeitsmittel nicht mehr als Werbungs-
kosten gewahrte. Begriindend fiihrte die Abgabenbehdérde aus, dass die Bf. fir ihre als
Werbungskosten beantragten Ausgaben keinerlei Belege und Nachweise erbracht habe und
dass nur jene Ausgaben berticksichtigt worden seien, die im betreffenden Veranlagungsjahr

(= 2022) gezahlt worden seien. Gegen die angefiihrten Bescheide vom 4. Oktober 2023 richtet
sich die gegenstandliche Beschwerde.

Dazu ist seitens des Bundesfinanzgerichtes Folgendes festzuhalten:

Zum Nachweis von Betriebsausgaben bzw. Werbungskosten normiert § 138 BAO, dass die
Steuerpflichtigen sowie die Abfuhr- und Zahlungspflichtigen auf Verlangen der Abgaben-
behdrde zur Beseitigung von Zweifeln den Inhalt ihrer Anbringen zu erlautern und zu ergdanzen
sowie dessen Richtigkeit zu beweisen haben. Kann ihnen ein Beweis nach den Umstdanden nicht
zugemutet werden, so genugt die Glaubhaftmachung (Jakom/Ebner EStG, 2024, § 4 Rz 279).
Erhéhte Mitwirkungspflichten bestehen nach der Judikatur etwa bei Beglinstigungs-
bestimmungen (VWGH 23.4.2004, 2003/17/0207).

Im gegenstandlichen Fall hat die Bf., wie bereits ausgefihrt, trotz mehrmaliger Aufforderung
dazu die von ihr als Werbungskosten geltend gemachten Ausgaben fiir Home-Office-Aus-
stattung sowie fiir digitale und andere Arbeitsmittel bis dato weder belegmaRig nachgewiesen
(es wurde kein einziger Beleg und keine einzige Rechnung fiir 2022 Gibermittelt) noch hin-
reichend glaubhaft gemacht (etwa durch Vorlage von Bezug habenden Kontoausziigen, Uber-
weisungsbestatigungen etc.). Trotz wiederholter Aufforderung hat sie die abgabenrechtlich
bedeutsamen Umstinde nicht ausreichend offengelegt (§ 119 BAO). Die mehrmalige Uber-
mittlung einer bloBen Kostenaufstellung mit der Angabe, alle Gegenstande tGber WILLHABEN
erworben zu haben, weshalb es leider keine Rechnungen gebe, reicht, wie die belangte Be-
horde in ihrem Einkommensteuerbescheid (Arbeitnehmerlnnenveranlagungsbescheid) 2022
vom 4. Oktober 2023 und in ihrem Vorlagebericht vom 13. Dezember 2024 zutreffend ausge-
fuhrt hat, zur Glaubhaftmachung jedoch nicht aus, sodass die von der Bf. beantragten Aus-
gaben flir Home-Office-Ausstattung sowie fiir digitale und andere Arbeitsmittel nicht als
Werbungskosten anzuerkennen sind.

Dadurch aber, dass die belangte Behoérde mit dem am 17. August 2023 ergangenen
Einkommensteuerbescheid (Arbeitnehmerinnenveranlagungsbescheid) 2022 (Erstbescheid)
jene von der Bf. beantragten, weder nachgewiesenen noch hinreichend glaubhaft gemachten
Ausgaben zumindest teilweise als Werbungskosten gewahrt hat, hat sie diesen Erstbescheid
zweifelsfrei mit (nicht bloR geringfligiger) Rechtswidrigkeit belastet, weshalb sie ihn zu Recht
gemalk § 299 BAO - in richtiger Anwendung des Ermessens, wonach unter Abwagung von
Billigkeits- und ZweckmaRigkeitsgriinden (§ 20 BAO) im vorliegenden Fall das Interesse an
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der Rechtsrichtigkeit das Interesse auf Rechtsbestandigkeit Gberwog, zumal die steuerlichen
Auswirkungen nicht bloR geringfligig waren (die Abgabennachforderung betrug 606,00 €) -
am 4. Oktober 2023 (sohin innerhalb der in § 302 Abs. 1 BAO normierten Ein-Jahres-Frist)
aufgehoben und am selben Tag einen ihn ersetzenden Einkommensteuerbescheid (Arbeit-
nehmerlnnenveranlagungsbescheid) 2022 erlassen hat, mit dem sie die geltend gemachten
Ausgaben fir Home-Office-Ausstattung sowie fiir digitale und andere Arbeitsmittel zu Recht
nicht mehr als Werbungskosten anerkannt hat.

Somit erweist sich das Beschwerdevorbringen der Bf. als unbegriindet. Zum Home-Office-
Pauschale gemaR § 26 Z 9 EStG 1988, dessen Anerkennung in Hohe von 300,00 € die belangte
Behorde in deren Vorlagebericht vom 13. Dezember 2024 aufgrund der im Bezug habenden
Lohnzettel 2022 ausgewiesenen 124 Home-Office-Tage beantragt hat, ist anzuflihren, dass
diesem richtigen Vorbringen zu folgen ist. Gegenliber dem angefochtenen Einkommensteuer-
bescheid (Arbeitnehmerinnenveranlagungsbescheid) 2022 vom 4. Oktober 2023 ergibt sich
daraus jedoch insofern keine Anderung, weil das Home-Office-Pauschale in Héhe von 300,00 €
in diesem Bescheid ohnehin bereits gewahrt wurde.

Zu der von der belangten Behorde in deren Vorlagebericht vom 13. Dezember 2024
beantragten Verboserung betreffend Kirzung und Aliquotierung des Pendlerpauschales
und des Pendlereuros (siehe dazu bereits oben in der Darstellung des Verfahrensganges
in diesem Erkenntnis) ist Folgendes festzuhalten:

Wie bereits ausgefiihrt, ist auf dem Bezug habenden Lohnzettel 2022 der Bf. unter der do.
Rubrik ,,Werkverkehr, Anzahl Kalendermonate (§ 26 Z 5)“ deren Anzahl mit ,12“ eingetragen
(S 26 BFG-Akt). Dies und die sich daraus ergebenden Rechtsfolgen (Kiirzung und Aliquotierung
des Pendlerpauschales und des Pendlereuros) wurden der Bf. seitens der belangten Behérde in
deren Vorlagebericht vom 13. Dezember 2024, dem, wie bereits dargestellt, Vorhaltscharakter
zukommt (vgl. BFG 17.10.2016, RV/7104782/2016: ,,Dem Vorlagebericht kommt [...] Vorhalts-
charakter zu. Halt der Beschwerdefiihrer, dem der Vorlagebericht zuzustellen ist, diesen fir
unzutreffend, wird er sich zeitgerecht dazu zu duRern haben”) ausdriicklich vorgehalten.

Eine diesbeziigliche Stellungnahme bzw. AuBerung der Bf. erfolgte bis dato nicht, sodass das
Bundesfinanzgericht von der Richtigkeit jener oa. Eintragung im Bezug habenden Lohnzettel
2022, wie sie aus der Aktenlage hervorgeht, ausgeht. Daraus ergibt sich Folgendes:

Bei der Beforderung des Arbeitnehmers im Werkverkehr steht ihm ab der Veranlagung 2013
ein Pendlerpauschale nur fir jene Wegstrecke zu, die nicht im Werkverkehr zurtickgelegt wird
(§ 16 Abs. 1 Z 6 lit. i EStG 1988; Jakom/Ebner, § 26 Rz 22). Ab 2013 fillt auch die Beférderung
mit Massenbeforderungsmitteln unter Werkverkehr, ohne dass der Arbeitnehmer Anspruch
auf ein Pendlerpauschale haben muss (sog. ,Jobticket”; Jakom/Ebner, § 26 Rz 23). Ab

1. Juli 2021 (,,Offi-Ticket”) wurde die Begilinstigung auf die (auch teilweise) Ubernahme der
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Kosten bzw. Zurverfliigungstellung einer Wochen-, Monats- oder Jahreskarte fiir ein Massen-
beforderungsmittel (1-2-3-Ticket, Netzkarten, Streckenkarten etc.) durch den Arbeitgeber fir
seine Arbeitnehmer ausgeweitet, sofern die Karte zumindest am Wohn- oder Arbeitsort giiltig
ist. Ein Pendlerpauschale steht nur fir jene Wegstrecke zu, die nicht von § 26 Z 5 EStG 1988
umfasst ist (vgl. Jakom/Ebner, § 26 Rz 23).

Daraus folgt fiir den gegenstandlichen Fall, dass der Bf. nur fir jene Wegstrecke von 16,7 km,
die nicht vom o6ffentlichen Verkehr bedient wird und die die Bf. gemal ihren Angaben in der
dem Finanzamt am 28. Juni 2023 lbermittelten Pendlerrechnerabfrage daher mit dem Pkw
zuriicklegt (das ist die ,,Fahrtstrecke Pkw von ***X*** pjg ***y***“ (5 10 BFG-Akt)), ein
Pendlerpauschale und ein Pendlereuro zustehen.

Somit ist im gegenstadndlichen Fall ein Pendlerpauschale gemall § 16 Abs. 1 Z 6 lit. d EStG 1988
flir mindestens 2-20 km zu gewahren, das allerdings - da nach § 16 Abs. 1 Z 6 lit. e 1. Satz

leg. cit. Voraussetzung fiir ein ganzes Pendlerpauschale mindestens 11 Fahrten im Kalender-
monat von der Wohnung zur Arbeitsstatte (sohin 132 Fahrten im Kalenderjahr) sind - gemaR
§ 16 Abs. 1 Z 6 lit. e 1. Teilstrich EStG 1988 auf 2/3 zu aliquotieren ist (It. den seitens der Bf.
unwidersprochen gebliebenen Feststellungen der belangten Behoérde in deren Vorlagebericht
vom 13. Dezember 2024 gab es 2022 249 Arbeitstage, wovon It. Bezug habendem Lohnzettel
2022 der Bf. 124 Tage Home-Office-Tage waren, sodass lediglich 125 Tage als Pendel-Tage
verblieben (siehe dazu bereits oben in der Darstellung des Verfahrensganges)). Das im
gegenstandlichen Fall zu gewahrende Pendlerpauschale berechnet sich daher wie folgt:

Janner-April 2022 (4 Monate): 31,00 € (= 372,00 €/12)*4 = 124,00 €.

Mai-Dezember 2022 (8 Monate): 46,50 € (da gemall § 124b Z 395 lit. b EStG 1988 zur
Abgeltung der erhdhten Treibstoffkosten im Zeitraum Mai 2022 bis Juni 2023 bei einer
einfachen Fahrtstrecke von mindestens 2-20 km zu den oa. 31,00 € monatlich zusatzlich
15,50 € monatlich zu bericksichtigen sind)*8 = 372,00 €.

Der sich daraus ergebende Gesamtbetrag von 496,00 € ist, wie bereits dargestellt, auf
2/3 zu aliquotieren, was ein anzuerkennendes Pendlerpauschale 2022 von 330,67 €
(Jahresbetrag) ergibt.

Die obigen Ausfiihrungen (Wegstrecke von 16,7 km, Aliquotierung auf 2/3) sind fiir
die Ermittlung des der Bf. zustehenden Pendlereuros (§ 33 Abs. 57 4 EStG 1988) 2022
sinngemald anzuwenden, woraus sich folgende Berechnung ergibt:
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Janner-April 2022 (4 Monate): 2,00 € *16,7 km = 33,40 €¥4/12 = 11,13 €

Mai-Dezember 2022 (8 Monate): 2,50 € (da gemald § 124b Z 395 lit. c EStG 1988 im Zeitraum
Mai 2022 bis Juni 2023 zusatzlich ein Pendlereuro von 0,50 € monatlich pro Kilometer der
einfachen Fahrtstrecke zusteht)*16,7 km = 41,75 €*8/12 = 27,83 €

Der sich daraus ergebende Gesamtbetrag von 38,96 € ist, wie bereits dargestellt, auf
2/3 zu aliquotieren, was einen anzuerkennenden Pendlereuro 2022 von 25,97 € (Jahres-
betrag) ergibt.

Aus diesen Ausflihrungen folgt, dass die Beschwerde der Bf. als unbegriindet abzuweisen
und der Einkommensteuerbescheid (Arbeitnehmerinnenveranlagungsbescheid) 2022
vom 4. Oktober 2023 wie folgt abzuandern ist:

Einkommensteuer 2022:
Einkilinfte aus nichtselbstandiger Arbeit:
Bezugsauszahlende Stelle (steuerpflichtige Beziige Kennzahl 245):

kAXY***:37.088,53 €

kAx\*EE 118,43 €

kX HRE 118,43 €

Pendlerpauschale It. Lohnzettel: 0,00 €
Pendlerpauschale It. Veranlagung: -330,67 €
Werbungskosten fiir Home-Office-Pauschale: -300,00 €
Pauschbetrag fir Werbungskosten: -132,00 €

Gesamtbetrag der Einkiinfte: 36.562,72 €

AuBergewohnliche Belastungen:
Aufwendungen vor Abzug des Selbstbehaltes (§ 34 Abs. 4 EStG 1988): -90,00 €
Selbstbehalt: 90,00 €

Einkommen: 36.562,72 €

Die Einkommensteuer gemaR § 33 Abs. 1 EStG 1988 betragt:
0% fir die ersten 11.000,00 €: 0,00 €

20% fur die weiteren 7.000,00 €: 1.400,00 €

32,5% fir die weiteren 13.000,00 €: 4.225,00 €

42% fur die restlichen 5.562,72 €: 2.336,34 €

Steuer vor Abzug der Absetzbetrdge: 7.961,34 €
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Verkehrsabsetzbetrag: -400,00 €
Pendlereuro: -25,97 €

Steuer nach Abzug der Absetzbetrage: 7.535,37 €
Die Steuer fir die sonstigen Bezlige betragt:

0% fiir die ersten 620,00 €: 0,00 €

6% fir die restlichen 5.678,02 €: 340,68 €
Einkommensteuer: 7.876,05 €

Anrechenbare Lohnsteuer (Kennzahl 260): -8.065,10 €
Rundung gemal § 39 Abs. 3 EStG 1988: 0,05 €

Festgesetzte Einkommensteuer 2022: -189,00 €

Es war sohin spruchgemal’ zu entscheiden.

Unzul3ssigkeit einer Revision:
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Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der

Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil

das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche

Rechtsprechung fehlt oder die zu I16sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Im gegenstandlichen Beschwerdefall lag keine Rechtsfrage vor, der grundséatzliche Bedeutung

zukam. Die Rechtsfolgen ergaben sich aus den im Erkenntnis zitierten Gesetzesbestimmungen

und der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes. Die (ordentliche) Revision

war daher nicht zuzulassen.
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Wien, am 17. Janner 2025

18 von 18



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang:
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	Unzulässigkeit einer Revision:



